
Aktenzeichen;

ll. Bl- éin_.£...59.

Verkündet

am 60 April 1960

hat

die

der

I m N a m e n 'd e s V o l k e sl

In Sachen

Klägerin und Revisionskzlägerin9

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

der 110 Senat des Bundessoéialgerichts auf

mündliche Verhandlung vom 6„ April 1960, an
mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ H a_u e i s e n
als Vorsitzender?

Bundesrichterin Dr° ‘s c h w a r z
Bundesrichter S o n n e n b e r g

als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r a n k una

Bundessozialrichter R e i n k'ö s t e r
als ehrenamtliche Beisitzer?

für Recht erkanntz

und

(\

Das Urteil des Lendessozialgerichts Bremen vom

6° November 1958 wird aufgehoben() Die Sache wird

zu neuer Entscheidung an des Landessozialgericht

zurückverwieseno

Von Rechts wegen°
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9.3...ände=-v-—_—— —- __...

H

Der Ehemann der Klägerin‚ Fritz H-_.__‚ starb am 6„ Oktober

1944; er war Betriebsleiter bei der Bremer Lagerhausgesell—

schaft und gleichzeitig Luftschutzleiter für den Bereich

Europahafen—Nord„ Am 6° Oktober 1944 befand er sich9 da er
keinen Dienst hatte, in seiner Wohnung° Gegen 20„oo Uhr wurde

Fliegeralarm gegeben, ein Bombenangriff auf Bremen folgte°

Unmittelbar vor dem Bombenangriff verließ der Ehemann der

Klägerin seine Wohnung und suchte den in der Nähe befindlichen

Luftschutzbunker auf„ Dort erlitt er einen Herzanfall‚ an dem

er verstarb° Die Klägerin beantragte im Januar 1952 Witwen—

rente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)° Sie legte eine
Bescheinigung der früheren DRK—Helferin Meta BIZ vor9 die

darin angab„ der Ehemann der Klägerin sei wahrscheinlich in—

folge Schockeinwirkung an einem Herzschlag verstorbeno Der Pro»

kurist der Bremer Lagerhausgesellschaft, N:::af:;‚ gab an9 daß

er mit dem Verstorbenen während des Eliegeralarms mehrmals

telefoniert habe; er habe in seiner Eigenschaft als Werkluft—

schutzleiter den Ehemann der Klägerin laufend über die Luft—

lage unterrichtet, ihn kurz vor dem Angriff nochmals angeru—
fen und ihm mitgeteilt,

es stünde ein Großangriff auf Bremen

bevor° Der praktische Arzt Dr° Titij;:;bescheinigte in einem

Attest vom 9° Mai 1953, er habe den Ehemann der Klägerin im
Mai/Juni 1943 und im April 1944 jeweils einmal behandelt; der
Verstorbene habe an allgemeiner Nervenschwäche und an einem

Bluthochdruck gelitten. Das Versorgungsamt (VersorgA.) Bremen

lehnte den Antrag der Klägerin mit Bescheid vom 70 März 1955
ab; Die Klägerin legte Widerspruch ein und trug vor" ihr Ehe—I

mann habe aus Gründen des Werkluftschutzes bis zur letzten

Minute in seiner Wohnung am Eernsprecher bleiben und dann in

großer Eile den Bunker aufsuchen müssen° Die Klägerin legte

auch eine weitere Erklärung des Prokuristen Nfiilltt.vor;

dieser führte darin aus, der Ehemann der Klägerin sei ihm als

Oberleiter der Bremer Lagerhausgesellschaft unterstellt gewe—
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sen; am Angriffstage habe
der Verstorbene jedoch keinen Dienst ge—

habt; er habe aber mit ihm als Werkluftschutzleiter in Verbindung

bleiben müssen, da er sich, auch wenn er keinen Dienst hatte9 im

Falle eines Angriffs sofort im Betrieb habe einfinden müssen; als

der Großangriff auf Bremen erkannt werden sei? habe er den Ehemann

der Klägerin angerufen und ihn aufgefordert, den Bunker aufzusu—

chen° Den Widerspruch wies das Landesversorgungsamt (LVersorng)

Bremen durch Bescheid vom 5° November 1955 zurück„ Die Klägerin

erhob Klage bei dem Sozialgericht (SGO) Bremen° Das SG„ hörte die

DRK—Helferin Meta Rt:„ den Prokuristen N:Z:rii:;und die Eheleute

Mit::; die bis zum Eliegeralarm auch in der H:;Eli3schen Wohnung

waren, als Zeugen; es hob durch Urteil vom 25„ Januar 1957 den Be-

scheid vom 70 März 1955 und den Widerspruchsbescheid vom 50 Novem—

ber 1955 auf und verurteilte die Beklagte7 an die Klägerin ab

10 Juni 1952 Witwenrente zu zahlen„ Dieses Urteil führte die Be—

klagte durch Bescheid vom 150 Mai 1957 nach 5 154 Abs° 2 Sozial—

gerichtsgesetz (SGG) aus. Auf die Berufung der Beklagten hob das

Landessozialgericht (LSGO) Bremen durch Urteil vom 6° Movember 1958

das Urteil des SG„ Bremen vom 25° Januar 1957 "und den Ausführungs—

bescheid des VersorgA° Bremen vom 150 Mai 1957" auf und wies die

Klage ab: Der Ehemann der Klägerin habe, wie sich aus der ärztli—

chen Mitteilung des praktischen Arztes Dr„ Tiffräi.ergebe, an einem

Bluthochdruck gelitten, dieses Leiden habe naeh dem Gutachten des

Medizinaldirektors Dr° W::t32tlauch ohne Hinzutreten weiterer Um—

stände einen plötzlichen Herztod bewirken können; der Tod könne

deshalb nur dann als Folge des Fliegeralarms angesehen werden? wenn

er andernfalls in absehbarer Zeit nicht eingetreten wäre; dies lasse
sich jedoch nicht feststellen; es bestehe kein Anhalt7 daß der Ehe-

mann der Klägerin durch den Fliegeralarm besonders seelisch beeinw

druckt worden wäre; er sei über den Fliegeralarm hinaus in seiner

Wohnung geblieben; dieses Verhalten sei luftschutzwidrig gewesen;

der Zeuge NIIZiIIZ habe im Laufe des Verfahrens darüber wechselnde

Angaben gemacht, er habe das Verhalten des Ehemannes der Klägerin

nicht erklären und rechtfertigen können; wenn der Ehemann der Klee

gerin ohne Grund erst unter dem Eindruck des unmittelbar bevor—

stehenden Angriffs dem Bunker zugeeilt sei, dann möge dieses eilige
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AufSuchen des Bunkers sein Hochdruckleiden ungünstig beein—

flußt haben; ob dies der Fall gewesen sei, lasse sich heute

nicht mehr feststellen; selbst wenn es der Fall gewesen wäre;

würde es sich um eine selbstgeschaffene Gefahrenlage gehan—

delt haben°

Das Urteil wurde der Klägerin am 25„ April 1959 zugestellt„
Die Klägerin legte am 230 Mai 1959 Revision ein und beantragé

te‚

das Urteil des LSG° Bremen vom 60 November 1958

aufzuheben und die Berufung gegen das Urteil des

SG° Bremen vom 250 Januar 1957 zurückzuweisen‚

hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSGO zurückzuverweisen°

Die Klägerin begründete die Revision am 230 Juni 1959: Das
LSG° habe die Grenzen seines Rechts, die Beweise frei zu

würdigen (£ 128 SGG), überschritten und seine Pflicht zur
Aufklärung des Sachverhalts (5 105«SGG) verletzt; es habe

zu Unrecht festgestellt9 der Ehemann der Klägerin habe sich

luftschutzwidrig verhalten9 es habe den Bekundungen des Zeu—

gen Nät:z■zu_entnehmen müssen9 daß der Ehemann der Klägerin

pflichtgemäß gehandelt habe, wenn er über den Fliegeralarm

hinaus in telefonischer Verbindung mit dem Zeugen geblieben

sei; das LSG„ habe, wenn es insoweit über die Aufgaben und

Pflichten des Ehemannes der Klägerin als Luftschutzleiter

noch Zweifel gehabt habe, den Zeugen N:i;:Li■:nochmals
hören und auch den von der Klägerin benannten Betriebsführer

der Bremer Lagerhausgesellschaft, Dr„ ;::::3‚ als Zeugen ver—
nehmen müssen; das LSG„ habe auch nicht feststellen dürfen‚

daß es unsinnig gewesen sei, von dem Ehemann der Klägerin zu

verlangen, daß er mit der Luftschutzleitung seines Betriebes

in Verbindung bleibe, um gegebenenfalls nach einem Angriff

auf das Hafengebiet den Weg zu seiner Arbeitsstätte anzutre—

ten; auch in medizinischer Hinsicht habe das LSG„ den Sach—
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verhalt nicht hinreichend aufgeklärt; es habe zunächst den prak«

tischen Arzt Dr° T::::1t.hören müssen; es wäre dann zu dem Ergebnis

gekommen9 daß der Blutdruck des Ehemanns der Klägerin nicht unge-

wöhnlich hoch und der Ehemann der Klägerin keineswegs von einem

» plötzlichen Herztod bedroht gewesen sei; die spärlichen Unterla—

gen hätten dem Sachverständigen Dr„ W::ifii eine konkrete Beurtei—

lung des Einzelfalles nicht erlaubt; deshalb beschränke sich sein

Gutachten auf allgemeine Ausführungen über den möglichen Herztod

bei Hochdruckkranken; wenn das LSGO den Sachverhalt hinreichend

aufgeklärt hätte, so wäre der Sachverständige Dr° Wi:1:::lmöglicher«

weise zu einem anderen Ergebnis gelangt„

Die Beklagte beantragte?

die Revision als unzulässig zu verwerfeh9

hilfsweise9

sie als unbegründet zurückzuweiseno

II

Die Revision ist nach @ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG statthaft$ die Kläw

gerin rügt mit Recht‚ das Verfahren des LSG° leide an wesentlichen

Mängelno

Die Feststellungen, die das LSGO über die Ursache des plötzli—

chen Herztodes des Ehemannes der Klägerin getroffen hat} sind nicht

in verfahrensrechtlich einwandfreier Weise zustandegekommen; das

LSG° hat die Grenzen seines Rechts? die Beweise frei zu würdigen

(@ 128 SGG)? überschritten und seine Pflicht, den Sachverhalt auf—

zuklären (5 103 SGG), verletzt° Das LSGo hat festgestellt9 der Ehe=

mann der Klägerin habe an erhöhtem Blutdruck gelitten; es hat diese

Feststellung auf die Mitteilung des praktischen Arztes Dr° 3:11:51

vom 90 Mai 1953 und auf das Gutachten‚ das Medizinaldirektor Dro

W::jIZZ in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG„ abgegeben hat?

gestützt° Dr„ T::1:1t.hat mitgeteilt9 der Ehemann der Klägerin sei

am 25„ Mai und 25° Juni 1945 sowie am 3„ April 1944 von ihm behan-

delt worden; der Ehemann der Klägerin habe an allgemeiner Nerven—
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schwäche und an Bluthochdruck gelitten; für die Zeit vor 1943

seien Aufzeichnungen bei ihm nicht mehr vorhanden° Auf diese

Mitteilung des Dr„ T::13121gründet sich das Gutachten des Me—

dizinaldirektors Dro W::1:111—:° In diesem Gutachten beschränkt

sich Dr„ WZSIIEELauf allgemeine Ausführungen über den möglichen

Herztod bei Hochdruckkranken; er kommt zu dem Ergebnis‚ es sei

ihm aus den vorliegenden Unterlagen "nicht möglich9 als aus—

reichend wahrscheinlich ansehen zu können9 daß ein ursächlicher

Zusammenhang des % 1 BVG zu bejahen ist‚ auch nicht in dem Sin—

ne9 daß der Tod durch das Ereignis vom 60 Oktober 1944 um min—

destens ein Jahr früher eingetreten ist"„ Die Sachaufklärung‚
die zu diesem Gutachten geführt hat, ist jedoch unzureichend

geweseno Das LSG° hat zunächst versuchen müssen‚ die genauen

Blutdruckwerte festzustellen9 es hat sich nicht mit der inso—

weit allgemein gehaltenen Mitteilung von Dr° T::ct:1‘begnügen

dürfen; die genauen Blutdruckwerte hat das LSG„ möglicherweise

durch Befragen des Dr° T:::T:ILfeststellen können„ Das LSG„ hat

diesen Arzt auch über die weiteren Befunde und Symptome der

Krankheit des Ehemannes der Klägerin, die für die Gesamtbeur—

teilung wesentlich gewesen sind,sowie über Art und Erfolg einer

etwaigen Heilbehandlung hören müssen° Es hat diese Möglichkeit9

den Sachverhalt weiter aufzuklären‚ ausnutzen müssen9 zumal

Dr„ 533233: wie sich aus seiner Mitteilung vom 9„ Mai 1953

ergibt? jedenfalls für die Zeit von 1943 an Aufzeichnungen

über die Befunde, die er bei dem Ehemann der Klägerin erhoben

hat; besitzt° Auf die genauen Blutdruckwerte ist es entschei—

dend angekommen° Hätte sich ergeben9 daß der Blutdruck des

Ehemannes der Klägerin nicht übermäßig hoch gewesen ist und daß

die Symptome einer schweren Erkrankung gefehlt haben, so wären

möglicherweise der Sachverständige Dr„ W::IIZZ.und das LSG„ in

der Beurteilung der Todesursache zu einem anderen Ergebnis ge—
kommen° Die Feststellung des LSGh9 der erhöhte Blutdruck sei

die wesentliche Bedingung und damit die Ursache im Rechtssinne

für den Tod des Ehemannes der Klägerin gewesen, beruht danach

auf einer unzureichenden Sachaufklärungo
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Auch die Feststellung des LSGQ, der Ehemann der Klägerin habe
sich luftschutzwidrig verhalten und damit eine "eigene Ge—

fahrenquelle" geschaffen, ist nicht in verfahrensrechtlich

einwandfreier Weise zustande gekommen, Vom sachlich—recht-

lichen Standpunkt des LSG, aus — auf den es ankommt - ist

Ventscheidend gewesen, ob für den Ehemann der Klägerin eine

dienstliche Veranlassung bestanden hat, über den Fliegeralarm

hinaus in seiner Wohnung zu bleiben und den Luftschutzbunker

erst unmittelbar vor Einsetzen des Luftangriffs aufzusucheno

Zu Unrecht hat das LSG, angenommen, der Zeuge N:EILZZE.habe

insoweit im Laufe des Verfahrens wechselnde Angaben gemacht,

Gegenüber der Versorgungsverwaltung hat N:1ifft■.am 19,März

1955 erklärt, die fernmündliche Verbindung zwischen ihm und

dem Ehemann der Klägerin während des Fliegeralarms sei not—

wendig gewesen, weil der Luftschutzleiter, auch wenn er kei—

nen Dienst gehabt habe, im Falle eines Angriffs auf das Werk

sofort im Betrieb habe erscheinen müssen° Ebenso hat der Zeue

ge N:t:::::;am 80 Oktober 1955 erklärt, der Ehemann der Kläe

gerin und die übrigen Luftschutzleiter hätten, auch wenn sie

dienstfrei gehabt hätten, telefonisch mit der Gesamtwerk—

luftschutzleitung in Verbindung bleiben müssen; sie hätten

stets erreichbar sein müssen° Hiermit stimmt es überein, wenn

der Zeuge NZLITLtLTVOT dem SG, am 25, Januar 1957 wörtlich

bekundet hat: "Der Einsatz dieser Leute (Werkluftschutzlei—

ter) war so geregelt, daß sie auch an Tagen, an denen sie

dienstfrei hatten, in Verbindung mit der Gesamtwerkluftschutz—

leitung standen, um erforderlichenfalls nach einem Angriff,

bei dem Schäden aufgetreten wären, in ihrem Bereich das Wich—

tigste zu veranlassen," Die Annahme des LSGQ, die Angaben des

Zeugen Ni::311:.hätten im Laufe des Verfahrens gewechselt,

steht sonach mit dem Inhalt der Akten offensichtlich nicht

im Einklang, Unter diesen Umständen hat das LSG° die Grenzen

seines Rechts, die Beweise frei zu würdigen, überschritten,
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wenn es festgestellt hat, der Ehemann der Klägerin habe

keine dienstliche Veranlassung gehabt, über den\Flieger_

alarm hinaus in seiner Wohnung zu bleiben; dabei kann

dahingestellt bleiben9 ob es sinnvoll gewesen ist9 von
dem Ehemann der Klägerin zu erwarten, daß er sich im Falle

eines Angriffs auf das Hafengebiet unverzüglich zu seiner

Arbeitsstätte begebeo Wenn das LSG„ an der Richtigkeit der\

Angaben des Zeugen N:f:iifftZweifel gehabt hat, so hat es

dem Zeugen entsprechende Vorhalte machen und außerdem den

damaligen Betriebsführer Dro EIIC£€.aIS Zeugen vernehmen

müssen; es hat daher auch insoweit seine Pflicht zur Auf—

klärung des Sachverhalts verletzt. Die Feststellungen des

LSG„ sind daher für das Bundessozialgericht nicht bindend
(@ 163 SGG)Q

Die Revision, die_hiernach statthaft ist, hat die Klägerin

form— und fristgerecht eingelegt und begründet; sie ist

daher zulässig° Sie ist auch begründet, denn es ist mög—

lich‚ daß das LSG°‚ wenn es den Sachverhalt erschöpfend

aufklärt und das Gesamtergebnis einwandfrei würdigt9 zu

einem anderen Ergebnis gelangt„ Das Urteil ist daher auf—

zuheben; gleichzeitig ist die Sache zu neuer Entscheidung

an das LSG° zurückzuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

Das LSGQ wird bei seiner Entscheidung auch zu beachten

haben, daß der Bescheid vom 130 Mai 1957, durch den die

‘Beklagte das Urteil des SG„ vom 259 Januar 1957 nach @ 154

Absg 2 SGG ausgeführt hat, nicht gemäß @_96 SGG Gegenstand
des Verfahrens vor dem LSG„ geworden ist (vgl„ dazu BSG° 9

So 169)„
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°
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